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Berlin, 11. Dezember 2020  

 

Covid-19/Corona-Virus Rundschreiben XXV 

 
 
Sehr geehrte Damen und Herren, 
 
steigende Infektions- und Todeszahlen im Zusammenhang mit COVID-19 
stellen uns alle vor große Herausforderungen. Zunehmend sind unsere 
Dienste und Einrichtungen betroffen, insbesondere der Personalmangel 
macht es vielen Einrichtungen schwer, ihre Aufgaben zu erfüllen und ihren 
Betrieb aufrecht zu erhalten. Hoffnung macht in dieser Situation die Aussicht 
auf die baldige Zulassung eines Impfstoffs. Gerne informieren wir Sie über 
den Stand der Impfschutzverordnung. 
 

 Stellungnahmen zum Entwurf der Coronavirus-Impfverordnung 
Mit kurzer Frist zur Stellungnahme hat das BMG den Verbänden den Entwurf einer Coronavirus-
Impfverordnung übersandt. Die Diakonie Deutschland hat im Rahmen der BAGFW Stellung 
genommen. Die EKD hat sich gemeinsam mit der katholischen Kirche zu Wort gemeldet. Beide 
Stellungnahmen finden Sie im Anhang. Die ImpfVO geht nach Auskunft des BMAS in der nächsten 
Woche in die Ressortabstimmung, wenn die Empfehlung der Ständigen Impfkommission, die bislang 
auch nur im Entwurf vorliegt, finalisiert ist. 
 

 Verteilung von FFP2-Masken 
FFP2-Masken (Abgabemenge: 15 Masken) sollen laut Verordnungsentwurf des Bundesgesundheits-
ministeriums in den kommenden Wochen an alle Menschen aus den Risikogruppen unter einer 
Eigenbeteiligung von 2 Euro verteilt werden. In ihrer gemeinsamen Stellungnahme (Anlage) spricht 
sich die BAGFW dafür aus, die Abgabe auf die Bevölkerungsgruppen zu beschränken, die sich die 
vergleichsweise teuren und gut schützenden FFP2-Masken nicht leisten können.  
Im Januar werden Einrichtungen und Dienste der Behindertenhilfe mit Masken aus Beständen des 
BMG beliefert werden. Die Pakete enthalten ca. 10.000 Alltagsmasken und 2.000 für den Schutz des 
Trägers geeignete FFP2 bzw. KN95-Masken. Das BMAS hatte dazu eine kurzfristige Abfrage von 
Einrichtungen und Diensten der Eingliederungshilfe über die Verbände initiiert, um dem BMG den für 
die Empfänger kostenfreien Versand der Schutzmaterialien zu ermöglichen.  
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 Corona-bezogene Änderungen im Regierungsentwurf des Jahressteuergesetzes 
Der Finanzausschuss des Bundestages beschloss am 9.12.2020 auf Antrag der Koalitionsfraktionen 
CDU/CSU und SPD eine Reihe von Ergänzung des von der Bundesregierung eingebrachten Entwurfs 
eines Jahressteuergesetzes. Mit Blick auf die Corona-Pandemie wurden folgende Änderungen 
eingefügt:  

o Steuerpflichtige können für jeden Kalendertag, an dem sie ausschließlich in der häuslichen 
Wohnung arbeiten, einen Betrag von fünf Euro geltend machen. Die Pauschale kann in den 
Fällen in Anspruch genommen werden, wenn die Voraussetzungen für den Abzug von Kosten 
für ein häusliches Arbeitszimmer nicht vorliegen. Sie ist auf einen Höchstbetrag von 600 Euro 
im Jahr begrenzt und soll in den Jahren 2020 und 2021 gewährt werden. 

o Verlängert bis Ende 2021 wird mit dem Gesetz unter anderem die Regelung, nach der 
Arbeitgeberzuschüsse zum Kurzarbeitergeld steuerfrei bleiben 

o Der bereits im Zweiten Corona-Steuerhilfe Gesetz auf 4.008 Euro erhöhte Entlastungsbetrag 
für Alleinerziehende war bisher befristet. Die Befristung wird aufgehoben, so dass die Erhöhung 
auch ab dem Jahr 2022 gilt. 

o Eine Ergänzung nahm der Ausschuss bei der Steuerbefreiung für aufgrund der Corona-Krise 
an Arbeitnehmer gezahlte Beihilfen und Unterstützungen bis zur Höhe von 1.500 Euro vor. Die 
Steuerbefreiung war bisher bis zum 31. Dezember 2020 befristet. Damit wäre ein im ersten 
Halbjahr 2021 ausgezahlter Pflegebonus nicht mehr steuerbegünstigt gewesen. Die Frist wird 
bis zum Juni 2021 verlängert. 

 
Eine umfassende Information zu den zahlreichen, für die diakonischen Dienste und Einrichtungen 
relevanten Neuregelungen im Jahressteuergesetz erfolgt auf der Fachebene. Wir begrüßen sehr, dass 
der Ausschuss unserer Argumentation gefolgt ist und die geplante Regelung zum „erleichterten 
Ausstieg aus der Gemeinnützigkeit“ aus dem Gesetzentwurf gestrichen hat.  
 

 Gemeinsames Wording zur Weihnachtszeit 
Für die Dienste und Einrichtungen ist es ein schwieriger Abwägungsprozess: Die soziale Isolation von 
Menschen soll vermieden, Besuche in stationären Einrichtungen gerade zur Weihnachtszeit ermöglicht 
werden. Zugleich sollen betreute Menschen und die Mitarbeitenden wirksam vor Infektionen geschützt 
werden. Im Anhang stellen wir Ihnen ein Wording der Diakonie Deutschland zur Verfügung, das Sie in 
der Öffentlichkeitsarbeit in diesen Tagen unterstützt. Außerdem fügen wir eine Handreichung des 
Pflegebevollmächtigen der Bundesregierung bei zum Thema „Besuche sicher ermöglichen“, die unter 
Einbeziehung der Verbände und des Robert-Koch-Institutes entstanden ist.  
 
Mit allen guten Wünschen für einen gesegneten dritten Advent in herausfordernden Zeiten! 
Ihre  

  
 
 
 

Ulrich Lilie   Maria Loheide   Dr. Jörg Kruttschnitt 
Präsident   Vorstand Sozialpolitik  Vorstand Finanzen, Personal und Recht 
 
 

Anlagen:  

 Stellungnahme der Bundesarbeitsgemeinschaft der Freien Wohlfahrtspflege (BAGFW) zum 
Referentenentwurf zu einer Verordnung zum Anspruch auf Schutzimpfung gegen das 
Coronavirus SARS-COV-2 (Coronavirus-Impfverordnung) 
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 Gemeinsame Stellungnahme des Bevollmächtigten des Rates der EKD bei der Bundesrepublik 
Deutschland und der Europäischen Union und des Leiters des Kommissariats der deutschen 
Bischöfe – Katholisches Büro in Berlin – zum Entwurf einer Verordnung zum Anspruch auf 
Schutzimpfung gegen das Coronavirus SARS-CoV-2 

 Stellungnahme der Bundesarbeitsgemeinschaft der Freien Wohlfahrtspflege (BAGFW) zum 
Referentenentwurf zu einer Verordnung zum Anspruch auf Schutzmasken zur Vermeidung einer 
Infektion mit dem Coronavirus SARS-CoV-2 (Coronavirus-Schutzmasken-Verordnung – SchutzmV) 

 Weihnachten 2020 - Wording der Diakonie Deutschland 

 Pflegebevollmächtigter der Bundesregierung: Besuche sicher ermöglichen - Besuchskonzepte in 
stationären Einrichtungen der Langzeitpflege während der Corona-Pandemie 


